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Bericht und Antrag 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1974; 

hier: Einzelplan 14 Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung — Drucksachen 7/1100, 7/1924 — 

— Drucksache 7/2146 — 


A. Bericht des Abgeordneten Würtz 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU fordert die Bundesregierung auf, bei der Fort- 
schreibung der mehrjährigen Finanzplanung dafür 
zu sorgen, daß der Anteil der Verteidigungsausga- 
ben an den Gesamtausgaben des Bundes nicht wei- 
ter absinkt, solange die militärischen Kräfte des 
Warschauer Paktes in Mitteleuropa weiter wachsen 
und die Bemühungen um eine ausgewogene und 
kontrollierte Abrüstung nicht zum Erfolg geführt 
haben. In der 103. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 22. Mai 1974 wurde der Entschließungs- 
antrag an den Verteidigungsausschuß federführend 
und an den Haushaltsausschuß mitberatend über- 
wiesen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat am 
5. Dezember, nachdem der Berichterstatter darauf 1 
hingewiesen hatte, daß seiner Ansicht nach der An- 
trag unberechtigterweise eine ständig absinkende 
Tendenz des Anteils des ‘Einzelplans 14 am Bundes- 
haushalt unterstellt, festgestellt, daß sich die Ent- 
wicklung des Verteidigungsanteils am Gesamthaus- 
halt stets nach dem sachlich begründeten Bedarf 


der Bundeswehr gerichtet hat und auch im Rah- 
men der mittelfristigen Finanzplanung die Bun- 
desregierung entschlossen ist, die notwendigen Mit- 
tel zur Sicherung des Landes im Rahmen des Bünd- 
nisses zur Verfügung zu stellen, und daß der Antrag 
in der Sache als erledigt anzusehen ist. 

Hierfür waren folgende Gesichtpunkte von Be- 
deutung: 

Plafonds und Steigerungsraten der mittelfristigen 
Finanzplanung unterliegen seit ihrer Einführung im 
Jahre 1967 einer gewissen regelmäßigen Entwick- 
lung von der ersten Einplanung bis zur Realisierung, 
Im Zeitpunkt der Realisierung der Planung lag der 
Zuwachs des Einzelplans 14 im Schnitt um mehr als 
4 °/o-Punkte höher als in der ersten Einplanung 
ausgewiesen. Die Finanzplanungsplafonds gehen 
naturgemäß von den jeweils vorliegenden und letzt- 
lich doch ungewissen Prämissen, Erwartungen und 
Steuerschätzungen aus. Sie sinken regelmäßig zu- 
nächst in den planungsfemen Jahren ab. Sie müs- 
sen daher bei der jährlichen Fortschreibung den 
tatsächlichen Gegebenheiten angepaßt werden. In 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/3189 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


diesem Sinne sind auch die Plafonds der 8. Finanz- 
planung zu bewerten. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entschlie- 
ßungsantrag am 6. November 1974 beraten und 
mehrheitlich beschlossen, den Entschließungsantrag 


abzulehnen, weil er die Ausgaben festschreiben und 
den Bundeshaushaltsplan immobil machen würde. 
Im übrigen waren für die Ablehnung die gleichen 
sachlichen Gründe, wie sie auch im Haushaltsaus- 
schuß vorgetragen wurden, maßgebend. 


Bonn, den 28. Januar 1975 


Würtz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 7/2146 — abzulehnen. 


Bonn, den 28. Januar 1975 

Der Verteidigungsausschuß 

Schmidt (Würgendorf) Würtz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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